Google 



This is a digital copy ofa bix>k lhal was preserved for gcncralions on library sIil-Ivl-s before il was carefully scanncd by Google as pari of a projeel 

to makc the world's books discovcrable online. 

Il has survived long enough Tor llie Copyright lo expire and the book to enter the public domain. A public domain book is one that was never subjeel 

to Copyright or whose legal Copyright terni has expired. Whether a book is in the public domain niay vary country tocountry. Public domain books 

are our gateways to the past. representing a wealth of hislory. eulture and knowledge that 's oflen diflicull to discover. 

Marks, notations and other marginalia present in the original volume will appear in this lile - a reminder of this book's long journey from the 

publisher to a library and linally to you. 

Usage guidelines 

Google is proud to partner with libraries lo digili/e public domain malerials and make ihem widely accessible. Public domain books belong to the 
public and we are merely their cuslodians. Neverlheless. this work is expensive. so in order to keep providing this resource. we have taken Steps to 
prevenl abuse by commercial parlics. iiicludmg placmg lechnical reslriclions on aulomaled uuerying. 
We also ask that you: 

+ Make non -commercial u.se of the fites We designed Google Book Search for use by individuals. and we reuuest that you usc these files for 
personal, non-commercial purposes. 

+ Refrain from mttoimited qu erring Do not send aulomaled uueries of any sorl to Google's System: IC you are condueting research on machine 
translation. optical character recognition or other areas where access to a large amount of texl is helpful. please conlact us. We encourage the 
use of public domain malerials for these purposes and may bc able to help. 

+ Maintain attribution The Google "walermark" you see on each lile is essenlial for informing people aboul this projeel and hclping them lind 
additional malerials ihrough Google Book Search. Please do not remove it. 

+ Keep it legal Whatever your use, remember thai you are responsable for ensuring that whal you are doing is legal. Do not assume that just 
because we believe a b<x>k is in the public domain for users in the Uniled Staics. thai the work is also in ihc public domain for users in other 

counlries. Whelher a book is slill in Copyright varies from counlry lo counlry. and we can'l offer guidance on whelher any specific use of 
any specific book is allowed. Please do not assume thai a book's appearance in Google Book Search mcans il can bc used in any manncr 
anywhere in the world. Copyrighl infringemenl liabilily can bc quite severe. 

Almut Google Book Search 

Google 's mission is lo organize the world's information and to make it universal ly accessible and useful. Google Book Search helps readers 
discover llie world's books while liclping aulliors and publishers reach new audiences. You can searcli through llic lull lexl of this book on llic web 
at |http : //books . qooqle . com/| 



Google 



Über dieses Buch 

Dies ist ein JisziULk-s Exemplar eines Buches, das seil Generalionen in den Regalen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Biieher dieser Well online verfügbar gemacht werden sollen, sorgfältig geseannt wurde. 

Das Buch hat das Urheberrecht überdauert und kann nun öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich isi. kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheil und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 

Gebrauchsspuren. Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Original band enthalten sind, linden sich auch in dieser Datei - eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 

Nu tm ng s r ichtl i nien 

Google ist stolz, mit Bibliotheken in Partnerschaft lieber Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. OITciillich zugängliche Bücher gehören der Ol'lciilliclikcil. und wir sind nur ihre Hüter. Nichlsdeslolrolz ist diese 
Arbeil kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu verhindern. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 
Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 

+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche für Endanwender konzipiert und möchten, dass Sic diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 

+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Texl in großen Mengen 
nützlich ist. wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials für diese Zwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 

+ Beibehaltung von Google-Markenelemcntcn Das "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei linden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu linden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 

+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus. dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich isi. auch für Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus. dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechlsverlelzung kann schwerwiegende Folgen haben. 

Über Google Buchsuche 

Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 

Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser Wel t zu entdecken, und unlcrs lülzl Aulurcii und Verleger dabei, neue Zielgruppen zu erreichen. 
Den gesamten Buchlexl können Sie im Internet untcr |http: //book;: . j -;.-;. j_^ . ~:~\ durchsuchen. 






Mutig dfr fieitsMi. 



Inaugural - Dissertation 



der 



Juristen-Fakultät 



der 



Friedrieh-Alexanders-Universität zu Erlangen 

vorgelegt von 

Dr. j nr. Wal^mar W ilhelm Günther, 

aus Alt-Rüdnitz in der Neumark, 
z. Zt. Referendar am Kgl. Amtsgericht zu Haibau. 



Approbiert im Dezember 1898, 



Verlag von Karl Groos, 
Universitäts -Buchhandlung, Heidelberg. 

1899. 



d9 



V 



fricw ia, /(/£/, 



Meinen Eltern 



in 



zärtlicher Liebe und Dankbarkeit 



zugeeignet. 



• , * < 5 



• t 



Inhalts -Verzeichnis. 



Kapitel 1. Begriff der Gebietshoheit. 

§ 1. Geschichtliche Entwicklung des Begriffs 

der Gebietshoheit. Seite 

1. Das Dominium des mittelalterlichen Lehnstaates 7 

2. Das Territorium der absoluten Monarchie 8 

3. Der Patrimonialstaat 10 

4. Die Doktrinen der naturrechtlichen Schule 11 

5. Einfluss der französischen Revolution auf den Staatsbegriff . . 13 

§ 2. Der moderne Begriff der Gebietshoheit. 

1. Die moderne Staatsauffassung 14 

2. Der Staat als öffentlich-rechtlicher und rechtlich - sittlicher 
Organismus . . . , w 15 

3. Einfluss der neueren Staatstheorien auf den Begriff der Gebiets-^ 
hoheit 16 

4. Der moderne Begriff der Gebietshoheit 17 

5. Kontroversen: 

a) Die Gebietshoheit ein „staatsrechtliches Sachenrecht" . . 17 

b) Die Gebietshoheit kein konstitutives Element in dem Begriff 
der Staats-Persönlichkeit '21 

Kapitel 2. Bedeutung der Gebietshoheit. 

§ 1. Die staatsrechtliche Bedeutung der Gebietshoheit. 

1. Positiv: 

a) Die Lehre von den bona adespota 23 

b) Die drei Momente der Ausschliesslichkeit, der Unverletz- 
barkeit und der Unteilbarkeit im Wesen des Staatsgebiets 25 

c) Die Gebietshoheit kein besonderes Moment der Staatsgewalt 
und kein Inbegriff einzelner materieller Befugnisse ... 28 

2. Negativ: 

a) Das Fremdenrecht 29 

b) Von den „Exterritorialen' 1 31 

§ 2. Die völkerrechtliche Bedeutung der Gebietshoheit. 

1. Die Gebietshoheit als völkerrechtlicher Begriff 32 

2. Gebietshoheit und Souveränetät 33 

3. Die Staatsdienstbarkeiten 38 

4. Die Lehre von den Grenzen 40 



Kapitel 1. 

Begriff der Gebietshoheit. 



§ 1- 
Geschichtliche Entwicklung des Begriffs der Gebietshoheit. 

Der Begriff der Gebietshoheit, wie wir ihn heute defi- 
nieren, hat sich nur allmälich entwickelt.. Wie die Vor- 
stellung von der rechtlichen Natur des Staates lange Zeit 
überhaupt eine unklare war, durch mittelalterlich-lehnrecht- 
liche Ideen verdunkelt, so auch der Begriff der Gebietshoheit. 
Dem Mittelalter blieb die Erkenntnis des öffentlich-rechtlichen 
Charakters der Staatsgewalt verschlossen, wie auch die der 
Einheitlichkeit derselben. Das Rechtsprincip des mittelalter- 
lichen Staates, des Lehnsstaates, war ein privatrechtliches. 
Der Landesherr 1 ), dominus terrae 2 ), besass einen Teil des 
Landes, das fürstliche Kammergut oder domanium, zu vollem 
privatrechtlichen Eigentum. An dem andern hatte er das 
sogenannte dominium directum, das lehnsherrliche Ober- 



*) Das Wort lantherr erscheint urkundlich zuerst in der const. 
pac. gen. Rudolf I. a. 1281: „es sol nieman dehein geleit geben denne 
der lantherre oder dem er ez wewiltet." — 

2 ) Das Wort dominus terrae in der Const. Friderici II. de jurib* 
princip. secular. in Curia Sibidati a. 1232 B . . . Centumgravii recipiant 
centas a domino terre, vel ab eo, qui per dominum terre fuerit 
infeodatus. Locum cente nemo mutabit sine consensu domini terrae." 



y .\,Au*r: ,;Vw Vr. Vi.**." er. T-c-iu-r. S-r*>?2. *¥ari ^» tot- 
r**«v~.rv.e-' > «e:n. ;r.*1 -t.'.r. ,v.;.* ;>~i cxzz. £>an-rc T-ifrl*i3cieru 
Vi*-* V-r Vsf&.t K.xenr. +:jiZ- % "srzA\'*zz i^i ztizzä LzrAts 

***rr r; .? e-r>; P-7~.'»-r.z "+r~»£:j*z~ Ln.*+ E'jAk^mI zwischen 

*.', i'trzA %:*. f>>i-ri. VxzjzL .z:„ i^L tnwrüetas terrae 
y*f^r.'A W*r -'";. ':;i Be«/z ei:>^ Tefr/.:-^-n»s befand. 
«•ar, a * H",t v',n CfT*:A v.vi Boi-in. v:n s»rLi*s.* auch 
j/ . v-'j.'-r H'-rr-« r.-r [n ']>^r.Y: ü*i/.~* m Kra* dessen war 
'•r fc*-f ig*, vor.'i K/jIw-r d>r I>;>'Lv;r.£ :;.!: «i-rti Bann und 
<t<fi U'"/h\'-*uwu'rt\ zj e-;^*.*erjL Wa.s ar^r der Form nach 
ri'Wi ah BeJeihung erv-hien. war in WaLrh»rit doch nur die 
oberlehrj-h'-rrl>he Anerkenn- jm;? eines s*hon bestehenden 
Rechte*, Da~ dieses Recht ron allen privaten Herrschafts- 
whUfi grund verschieden sei. erkannte man so wenig als die 
Einheitlichkeit der Quelle für alle öffentlichen Rechte. Auch 
da* Land selbst war nur ein bunte* Gemisch von einzelnen, 
aufgrund der diversesten Reehtstitel — Kauf, Tausch, 
Schenkung, Erbvertrag u. s. w. — an den Herrscher ge- 
kommenen Besitzungen. 

Den Übergang von diesen unvollkommenen Staatsgebilden 
zum modernen Staat bildete die absolute Monarchie. Diese 
hat sich in zwei conträren Richtungen entwickelt: Einerseits 
durch Konsolidation der sämtlichen Lehnsgewalten in eine 
einheitliche Staatsgewalt — Frankreich; andererseits in 
diametraler Weise durch Emancipation des erstarkten 
Lehnsmannes aus dem Lehnsnexus und Konzentration der 



territorialen Machtvollkommenheit in der Harid des, nun 
selbständigen, Landesherrn — Deutschland 3 ). In beiden 
Ländern aber erhob sich klar aus den Trümmern des 
Feudalstaates der absolute Monarch. In ihm ruht die 
suprema potestas, die Souveränetät; seine Macht ist allein 
„von Gottes Gnaden 44 , ex Dei gratia, divina favente dementia 4 ). 
Die Sonderstellung der einzelnen Gebietsteile verschwand; 
die vielen staatlichen Willensfaktoren verschmolzen zu einem 
einzigen Herrscherwillen : das Princip der Einheit der Staats- 
gewalt ist erkannt. — Der Franzose Bodin versuchte um 
1600 in seinem berühmten Buch „De Republica 44 als erster 
eine wissenschaftliche Darstellung des Staatsbegriffes. Ihm 



3 ) Man mag fragen, warum es nicht auch das Deutsche Reich zu 
staatlicher Einheit gebracht habe — Ob daran Schuld sei das Kaisertum, 
welches das Königtum absorbierte; ob das den ganzen Staat erfassende 
Lehnswesen; ob der Erwerb Italiens und die damit bedingten Römer- 
züge ; ob der hiermit zusammenhängende Jahrhunderte währende Kampf 
zwischen Staat und Kirche. Es war jedenfalls nicht das Eine oder das 
Andere allein, sondern das verhängnisvolle Zusammentreffen mehrerer 
dieser Momente, die Deutschland, trotz der entgegen gesetzten Be- 
strebungen mehrerer kraftvollen Herrscher, nicht zu staatlicher Einheit 
kommen Hessen. 

4 ) Vgl. dazu die Versicherungs-Urkunde der Herzöge von Lüneburg 
von 1392: „We Berendt und Henrik von Gades Gnaden Hertogen to 
Brunschwigk und Lüneborch to ewiger Dechtnisse, und Orkunde, aller 
naschreven stücke, und er allen stucken, den Uns von Unser Herschop 
und Underseten wegene, alle tidt anliegende sint, nemen we högest to 
sinne, dat Gott de Fürsten darumb boven andere Lüde gewerdiget und 
gesatt heßt, da se von fürstlicher Dogend, und Ehre wegen, de guden 
in frede, und in Gnaden Pflichtigen, vorsten und beholden schollen, 
und de an erem Rechte jegen de unrechtf erdigen kreftigen beschüten 
und beschermen! — (Bei v. Zachariä, Deutsches Staats- und Bundes- 
recht, I, S. 322, Anm. G.) 

2 
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ist der Staat eine „familiarum rerumq ue inter ipsas commu- 
nium summa potestate ae ratione moderata multitudo" 5 ). 
Sein grosses Verdienst liegt in der klaren Erkenntnis der 
begrifflichen Zusammengehörigkeit und Einheit der Staats- 
elemente. Seine Gedanken wurden bedeutsam für die 
folgende Zeit. Im übrigen aber huldigt er noch ganz privat- 
rechtlichen Tendenzen. 

Wenn auch der Staat ein einheitliches Ganze mit ein- 
heitlichem Willensfaktor geworden war, so ist er doch noch 
nicht die öffentlich-rechtliche Persönlichkeit von heute. Der 
Staat ist eine Domäne, ein Vermögensstück, ein Patrimonium 
der fürstlichen Familie: Der Staat ist ein Patrimonialstaat. 
Der über demselben dominierende Herrscherwille ist ein 
ausserhalb des Staates stehender Einzelwille. Ihm steht der 
Staat als blosses Objekt gegenüber. De jure hatte der 
Landesherr noch die Befugnis, das Land z. B. zu verpfän- 
den, zu teilen, zu vertauschen, zu veräussern. Wenn das 
freilich praktisch selten bis zu den äussersten Konsequenzen 
durchgeführt wurde, so lag es zumeist daran, dass die 
Stände allzu absolutistischen Gelüsten ein erfolgreiches 
Gegengewicht boten. Aber in der Theorie bestand das 
dominium terrae des Feudalstaates noch ungebrochen fort. 
Deshalb musste der richtige Gedanke, dass die Souveränetät 
einen „summa et legibus soluta potestas" sei 6 ), in absolutem 
Sinne kommentiert werden und dazu herhalten, die privat- 
rechtliche Herrschaft zu einer unbeschränkten zu machen. 
So behaupten die französischen Juristen zur Zeil des ancien 
regime: „que le roi a \e $ domaine direct universel de toutes les 

5 ) Joani Bodini de Republica lib. I, cap. I, initiis. 

6 ) Bodin, c. 1., I, 8. 
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terres du royaume." Der prägnanteste Ausdruck dieser Theorie 
ist der bekannte Ausspruch Ludwig XIV.: „L'etat c'est moi" 7 ). 
Darum war in dieser Zeit von einem Privatrecht der 
Unterthanen natürlich keine Rede, und ein so bedeutender 
Philosoph wie Hobbes konnte jedes Eigentumsrecht der* 
selben gegenüber dem Staate schlechthin leugnen 8 ). Andere, 
wie Pufendorf und Barbeyrac unterscheiden, je nach dem 
Begründungsakt der Souveränetät in dem einzelnen Staate, 
zwischen eigentlichen Patrimonialstaaten — für die acceptieren 
sie die obige Ansicht — und sogenannten freien Staaten, 
„in denen die Unterthanen ihr Gut zu Eigen besitzen, ohne 
dasselbe ursprünglich der Liberalität des Souveräns zu ver- 
danken." Hier hat letzterer die Verfügung über das Eigen- 
tum seiner Unterthanen nur insoweit, als es die Natur der 
Souveränetät selbst mit sich bringt 9 ). Ähnlich teilt Pütter 10 ) 
die Staaten ein in territoria mere patrimonialia, wenn das 
Land, und territoria non mere patrimonialia, wenn nur die 



') Vgl. ferner die Instruktion Ludwig XTV. an denDauplira: „Tout 
ce qui se trouve dans l'6tendue de nos Etats, de quelque nature qu'il 
soit, nous appartient, au m6me titre, vous devez Stre bien persuadä 
que les rois sout seigneurs absolus et out naturellement la disposition 
pleine et libre de tous les biens qui sout poss6d6s, aussi bien par les 
gens d'Eglise que par les säculiers, pour en user en tout comme de 
sages economes*. — Oeuvres de Louis XTV., tome I, p 93. 

8 ) Hobbes, de cive, cap. II, § 15: „singuli cives suum sibi pro- 
prium habent contra concives, sed non contra Imperium suum . . . 

neque agit de eo, quod jure possit is, qui tuum imperium habet, sed 
quid voluit;" — capt. XII, § 7: „civitas autem civium omnium dominus 
est, et qui dominium habent, dominium non habent". 

9 ) Pufendorf, Ius Nat. et Gent., lib. III, c. II, § 16 u. 17; lib. III, 
c. V, § 1 u. 2. 

W) Pütter, Instit. jur. publ., § 130. 
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Landeshoheit Eigentum des Fürsten war. Noch bis zuni 
Ende des vorigen Jahrhunderts behielten diese Ideeen An- 
hänger. So behauptete noch im Jahre 1780 Biener 11 ) 
„ ; . , Germania tota, si ab imperio ipso eiusque regimine, 
quod per totius regni fines patet, recesseris, regitur jure 
patrimoniali ac herili." Und Moser 12 ), die Landeshoheit 
adhäriere dem Territorium und unterstehe zugleich mit dem 
letzteren der privatrechtlichen Befugnis des Herrschers. 
Einen Fortschritt in der Erkenntnis des rechtlichen Charakters 
der Staatsgewalt bezeichnet Hugo Grotius 13 ). Ausgehend 
von der Bodin'schen Lehre von der Einheit des Staates ge- 
langt er weiter schliessend zu der Überzeugung, dass die 
staatliche Herrschaft von dem Privateigentum, das imperium 
von dem dominium verschieden sein müsse 14 ). Dennoch 
vindiziert er dem Staate noch ausser dem imperium, ein 
„dominium aliquod generale et privatum", das dem Eigen- 
tum der Einzelnen „aliquo tenuiore modo" übergeordnet sei» 
Aber schon sein grosser Kommentator S. v. Cocceji korrigiert 
ihn dahin, dass das „dominium toto coelo ab imperio 
differt" 15 ). Auch andere Schriftsteller arbeiten auf eine 
scharfe Trennung beider Begriffe hin. 



u ) Biener, de natura et in dole dominii, I, S. 42. 

12 ) Moser, von der teutschen Reichsstände Landen, S. 142. 

18 ) Hugo Grotius, De jure belli ac pacis. 

14 ) Grotius, a. a. 0., lib. II, cap. III, § 4: „Quamquam plerumque 
uno actu quaeri solent imperium et dominium, sunt tarnen distincta", 
ideoque dominium non in cives tantum, sed etiam in extraneos transit, 
manente penes quem fuit imperio*. 

15 ) Vgl. dazu Samuel v. Cocceji , Dissertationes Prooemiales, 
Xn,237: „Imperium est potestas proprio jure competens ad tuenda jura 
civitatis 1 ; dominium est facultas domino competens de re sua de lubittl 
disponendi.' 



i* u 
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Die französische Revolution vollends entzog patrimonialen 
Anschauungen den Boden, indem sie die Staatsgewalt aus- 
drücklich auf das ihr eigene öffentliche Gebiet konzentrierte 16 ). 
Am längsten hat sich die Begriffs- Verwirrung im Völkerrecht 
erhalten. Ja, die Juristen des Völkerrechts fussen noch mit 
ganz vereinzelten Ausnahmen 17 ) auf der alten Lehre vom 
Staatseigentum. Nicht nur findet man fast überall noch 
dieses Wort selbst 18 ), sondern der Begriff an sich und die 
gesamte völkerrechtliche Lehre stützen sich noch vorzugs- 
weise auf die alte Eigentums-Theorie. Aus dem Staatsleben 
Europas aber und aus der staatsrechtlichen Theorie ist der 
Patrimonialstaat heute ganz entschwunden. 



16 ) Vgl. Portalis in seinen Mot. zum Code Napoleon: „C'estici le 
moment de traiter une grande question: Quel est le pouvoir de 
FEtat sur les biens des particuliers? Au citoyen appartient la propri6te\ 
et au souverain Tempire. Teile est la maxime de tous les pays et de 
tous les temps . . . D n'est que le droit de prescrire et d'ordonner ce 
qu'il faut pour le bien g6neral et de diriger en consequence les choses 
et les personnes. II n'atteint les actjf ns libres des citoyens qu'autant 
qu'elles doivent 6tre tournäes vers l'ordre public, n ne donne ä PEtat 
sur les biens des citoyens que le droit de regier l'usage de ces biens 
par les lois civiles, le pouvoir disposer de ces biens" pour des objets 
d'utilite publique, la faculte de lever des impöts sur les memes biens. u 

17 ) Besonders Bluntschli in seinem Rechtsbuch und von auslän- 
dischen Schriftstellern Pasquale Fiore in seinem Tratatto di Diritto 
Internazionale Pubblico. 

18 ) Deutsche Schriftsteller sprechen z. B. vom: „ Staatseigentum", 
„internationalem Staatseigentum tt , „völkerrechtlichen Staatseigentum" — 
die Franzosen sagen: „domaine internationale 44 , „propriete internationale", 
„propriete d'Etat ä Etat" — die Engländer gebrauchen die Bezeich- 
nungen: „domain", „dominion", „property", „national proprietary right" — 
u. s. f. 
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§2. 
Der moderne Begriff der Gebietshoheit. 

Nun erst haben wir den modernen Staat. Nun erst 
wird es möglich, das eigentliche Wesen des Staates und der 
Staatsgewalt zu erkennen und zu präcisieren. Dieses Facit 
zu ziehen, war unserm Jahrhundert vorbehalten. Und diese 
grosse Aufgabe lösten in erster Linie die genialen Philosophen, 
die zu Beginn desselben, wie über alle Gebiete der Wissen- 
schaft, so auch über das Wesen des Staates ihr helles Licht 
ausstrahlten: Kant, Fichte, Hegel, Schelling u. a. 

Jetzt ist der Wille des Fürsten erst- zwingend als Wille 
des Staates. Dieser Wille steht nicht mehr ausserhalb und 
über dem Staat, er geht aus ihm hervor. Der Staat ist nicht 
nur eine sittliche Persönlichkeit — als solche hatte ihn schon 
Pufendorf bezeichnet 1 ) — , er ist ein rechtlicher und sittlicher 
Organismus, „die Seele ist die Staatsgewalt" 2 ). Nun ist 
auch die Bezeichnung des Herrschers nach dem Lande 



*) Pufendorf, a. a. 0., üb. III, c. II, § 13: „Unde civitatis haec 
commodissima videtur definitio, quod sit persona moralis composita". . . 

2 ) Vgl.: Grotetend, das deutsche Staatsrecht der Gegenwart, S. 10: 
„Den äusseren Bestand des Staates beseelt die Idee, welche in dem- 
selben ihre Verwirklichung sucht. Der Staat ist demnach ein persön- 
liches Wesen/ — v. Gerber: Über Unteilbarkeit des Staatsgebietes 
(Aegidi's Zeitschrift für das Staatsrecht. Bd. I, S. 9). „Wir denken uns 
den Staat als einen Organismus mit der Idee der Persönlichkeit Die 
Seele ist die Staatsgewalt." — Lasson, Prinzip und Zukunft des 
Völkerrechts, S. 124: „Der Staat ist Person in vollem Ernst, grade so 
wie ein jeder Mensch, nur eine andere Art der Person." — Bahr, der 
Rechtsstaat, S. 45: „Der Staat ist der juristisch entwickelte Begriff für 
die Genossenschaft der Nation." — Vgl. weiter: Jelinek, Gesetz und 
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roi de France, nicht mehr anfechtbar. Aber auch die nach 
dem Volke ist ebenso gerechtfertigt. Ja, mir erscheint sie 
noch erhabener und idealer, denn das Volk steht über dem 
Lande. Zogen es doch auch die römischen Kaiser vor, sich 
nach ihrem Volk zu nennen. Auch die deutschen Könige 
bezeichneten sich als Reges Germanorum, und noch Friedrich 
der Grosse nannte sich Rex Borussorum. Vergleiche auch 
heute die noch üblichen Titulaturen: „Zar Aller Reussen" 
„König der Belgier 44 u. a. m. Diese geläuterte Staats- 
auffassung nun durchleuchtete und durchdrang alle Institute 
des Staatsrechts. Durch sie wurde auch in den Begriff der 
Gebietshoheit allmälich Licht gebracht. 3 ) 

Welches ist nun der moderne Begriff der Gebietshoheit ? 

Zu einem Staate gehören notwendig „Land und Leute 44 . 
Sie sind zwei wesentliche Faktoren, oder wie Laband sagt: 
„Substrate 44 des Staates 4 ). Den nomadisierenden Stämmen 
gegenüber wird das Essentiale des Gebiets für den Staats- 
begrift dadurch aufrecht erhalten, dass man jenen Gemein- 
wesen entweder den staatlichen Charakter abspricht 5 ), oder 



Verordnung, S. 192 Tg. — Zorn, Reichsstaatsrecht, Bd. 1, S. 62. — 
Hänel, deutsches Staatsrecht, Bd. 1, S. 102 fg. — u. a.! — Im Gegen- 
satz zu dieser Auffassung sieht Stahl in dem Staate eine „Anstalt". 
(Philosophie des Rechts, Bd. 2, Abt. 2, 2. Aufl., S. 110). Neuerdings 
leugnet auch Seydel die Staatspersönlichkeit in seinem Bayrischen 
Staatsrecht, Bd. 1, S. 352 und „die neuesten Gestaltungen des Bundes- 
Staatsbegriffs" (in den Annalen von Hirth u. Seydel, Jahrg. 1876, 
S. 647, 653). 

8 ) Vgl. dazu: Schulze, Einleitung in das deutsche Staatsrecht, S. 160. 

4 ) Nur Zorn, Staatsrecht des deutschen Reiches, § 4, Anm. 54, 
leugnet, dass „Land 14 ein begriffliches Element des Staates sei. 

5 ) Vgl. z. B. Stahl, a. a. O., S. 167. — v. Mohl, Encyclopädie, 
S. 130. — Schulze, Einl. in das deutsche Staatsrecht, S. 159. 
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ihnen ein Gebiet vindiziert, sei es die ganze von ihnen 
durchzogene Steppe, oder das augenblicklich von ihnen be- 
wohnte Stück derselben 6 ). Wenn wir den Staat mit dem 
menschlichen Körper vergleichen, so bilden Land und Leute 
gewissermassen das Skelett, das Gerippe der Staats- 
persönlichkeit; ihr zentrales Willensorgan ist die Staatsgewalt, 
deren rechtliche Bethätigung aber besteht im Herrschen. 
Demnach ist Staatsgebiet das der Herrschaft einer bestimmten 
Staatsgewalt unterworfene Land; „Gebietshoheit die Staats- 
gewalt selbst in ihrer Beziehung auf das Land. 147 ) Diese 
Beziehung aber ist eine rechtliche, sie ist imperium, nicht 
dominium. Sie schliesst das Privatrecht nicht aus, sondern 
bedingt es, um es zu schützen. Die Gebietshoheit ist auch 
kein dominium emincus. Unter dominium (jus) eminens, auch 
Staatsnotrecht, äusserstes Recht der Staatsgewalt genannt, 
versteht man die Befugnis der Staatsgewalt, wegen eines 
unabweisbaren öffentlichen Interesses Privateigentum auch 
ohne ein eigentliches Expropriations-Gesetz durch Special- 
verfügung dem Besitzer zu entziehen und für den öffentlichen 
Zweck zu verwenden 448 ). Es kann das Immobilien betreffen, 
z. B. zwecks Befestigungen, meist aber werden es Mobilien 
sein, Pferde, Fourage, Materialien u. s. w. Immer muss es 
sich jedoch um Vermögensrechte handeln. Es könnte bei- 
spielsweise kein Machtspruch in Civilsachen, keine gewaltsame 



6 ) z. B. : Schmitthenner, a. a. 0., S. 406, v. Sarwey, a. a. O., S. 19. 
— Fricker, „Vom Staatsgebiet", S. 24 tg. — Gierke, Genossenschaftsrecht, 
Bd. 2, S. 136. 

7 ) Laband, Deutsches Staatsrecht, I, S. 187; 1. Aufl. 

8 ) Vgl. Zöpfl, Grundsätze des gemeinen deutschen Staatsrechts, 
§ 489. 
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Abänderung äer Verfassung, keine ungesetzliche Strafe mit 
diesem jus eminens gerechtfertigt werden. Der Souveränetät 
gegenüber, als der Staatsgewalt selbst, ist die Gebietshoheit 
der engere Begriff. 

Über den verhältnismässig noch neuen Begriff der 
Gebietshoheit sind die Meinungen sehr geteilt Es kommen 
aber vorzugsweise zwei Kontroversen in Betracht. Wir wollen im 
folgenden versuchen, die Schriftsteller dementsprechend zu 
gruppieren und ihre Ansichten dabei analysieren. 

Der Inhalt des Rechtes der Gebietshoheit besteht nach der 
mustergüliigenDefinition Gerbers lediglich darin, „dass der Staat 
auf dem Staatsgebiet Staat sein darf, dass das Territorium die 
örtliche Ausdehnung der Wirkung seiner Staatsgewalt darstellt, 
und dass er die Anerkennung derselben als örtlichen Macht- 
gebietes in Anspruch nehmen kann. Die Zugehörigkeit des 
Territoriums zum Staate als berechtigtem Subjekt ist dem- 
nach der Inhalt eines durchaus staatsrechtlichen Sachen- 
rechts". 9 ) Congruent damit ist die Definition Laband's: 
„Die Gebietshoheit ist die Staatsgewalt selbst in ihrer 
Richtung auf das Land, die Ausübung der dem Staate zu- 
stehenden Herrschaftsrechte über seinen räumlichen Macht- 
bereich ... die Staatsgewalt ist ein Gewaltverhältnis gegen- 
über den Unterthanen, ein staatsrechtliches Sachenrecht 
gegenüber dem Territorium" 10 ). Ähnlich auch Schulze 11 ), 
Seydel 12 ), Bornhak 13 ), Leoni 14 ), Brockhaus 15 ) u. a. m. Nach 

9 ) v. Gerber, Grundzüge des deutschen Staatsrechts, 3. Aufl., S. 65. 
,0 ) Laband, Staatsrecht, Bd. 1, S 182. 
u) Schulze, Einl. ..,§ 48. 

12 ) Seydel, Bayrisches Staatsrecht, S. 516. 

13 ) Bornhak, preussisches Staatsrecht, S. 223. 

") Leoni, Öffentl. Recht des Reichsl. Elsass-Lothringen, I, S. 12. 

,ft ) Brockhaus, Art.-Staatsgebiet, in Holtzendorffs Rechtslexikon, III. 

3 
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allen diesen Schriftstellern ist das Gebiet cn Objekt der 
Staaüdierrachafh and die Gebietshoheit involviert ein Reeht 
an diesem Gebiet. Sie formulieren dasselbe meist als ein 
r staatsrechtliches Sachenrecht*. Über die Beschaffenheit 
desselben aber herrseht Streit Einige, wie Laband und 
Seydel, analogieren es dem Eigentumsrecht; andere, wie 
Gerber und Bornhak, sprechen ihm anch die geringste Ver- 
wandtschaft mit dem Privatreeht ab. Es lasst sieh ab» wohl 
eine gewisse Analogie der Gebietshoheit mit dem sachen- 
rechtlichen Eigentum garnieht leugnen. Bei beiden liegt eine 
ausschliessliche und totale Herrschaft über eine körperliche 
Sache vor, nur die Art dieser Herrschaft ist eine verschiedene. 
Diese Analogie veranschaulicht uns am deutlichsten das 
Völkerrecht Hier stellt sich das Gebiet eines Staates im 
Verhältnis zu dem anderer Staaten ganz wie ein Herrschafts- 
objekt im Privatrecht dar. 16 j Wir erinnern uns auch, dass 
ehedem weite Länderstrecken von einem Volke occupiert 
wurden Durch Aufteilung von Grund und Boden wurde 
dann durch staatliche Machtbefugnis Grundeigentum neu ge- 
schaffen beziehungsweise altes befestigt. Noch heute huldigen 
Nordamerika und Grossbritannien in ihren Kolonieen dem 
Grundsatz, dass das kulturfähige, aber noch nicht zu Eigentum 
verliehene Land Boden sei, dessen Grundeigentum man vom 
Staate ableiten und erkaufen müsse. Diese Staaten sind 
ulso der Ansicht, dass die Gebietshoheit zwar das Grund- 
eigentum nicht involviere, aber doch die Quelle sei, aus der 
es emaniere. Andererseits betrachtet man die Gebietshoheit 



M ) VkI. u. a. Klübor, Völkerrecht, § 128. — Heffter-Geffken, 
Völkerrecht, § 64 fy. 
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als ein „konstitutives" Element in dem Begriff der Staats- 
persönlichkeit. Diese Auffassung und die obige stehen in 
einem scharfen Kontrast. „Dominus membrorum suorum 
nemo putatur". Darum ist es ganz logisch, wenn ein Schrift- 
steller, der das Gebiet für den Staat als „ebenso absolut 
notwendig* hält wie das Volk — z. B. v. Inama-Sternegg 17 ), — 
ein Recht des Staates an seinem Gebiet leugnet. Natürlich 
ist nach ihm die Gebietshoheit auch kein Sachenrecht, auch 
kein „durchaus staatliches Sachenrecht 1 ', sondern nur „eine 
Seite des Rechtes der Persönlichkeit 44 . Die „rechtliche Not- 
wendigkeit einer bestimmten räumlichen Ausdehnung des 
Staatswesens 44 folgert er „aus dem Wesen des Staates oder 
dem allgemeinen Staatszweck". Wir haben schon oben dar- 
zulegen versucht, dass das Gebiet für den Staat durchaus 
notwendig sei. Warum soll aber diese Notwendigkeit eine 
„rechtliche 44 sein? Man könnte ebenso gut dem Menschen eine 
rechtliche Notwendigkeit des Essens, des Verdauens, des 
Atmens vindizieren. Ein Beweis, dass das im Staate kon- 
solidierte Volk sein Gebiet nicht auch aufgeben könne, ist 
nicht erbracht. — Den Begriffeines „staatsrechtlichen Sachen- 
rechts leugnet auch Rosin. 18 ) Er geht davon aus — mit 
Fricker, s u.! - dass rechtliche Beziehungen nur zwischen 
Personen, nie zwischen Person und Sache statthaben, dem- 
zufolge „eine sachenrechtliche Gebietsherrschaft nur als 
Institut des Völkerrechts, nie aber des Staates möglich sei. 
Er sieht in dem Wesen der Gebietshoheit „diejenige recht- 
liche Eigenschaft eines Staates, vermöge deren der Staat 



17 ) v. Jnama-Sternegg, das Wesen des Staatsgebietsrechts (in der 

Tübinger Zeitschrift, Bd. 26, 1870, S. 332). 

j8 ) Rosin, Recht der öffentlichen Genossenschaft, S. 46. 

3* 
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über Personen, welche ihm nicht als Glieder angehören, 
herrscht, weil und insoweit sie mit ihrer Person in sein 
Gebiet eingetreten sind" 19 ). In einer Anmerkung hierzu 
(gegen G. Meyer) nennt Rosin dieses Herrschaftsrecht über 
Fremde „Ausflüsse der Gebietshoheit". Nach seiner eben 
citierten Definition besteht ihr Wesen aber lediglich in diesen 
„Ausflüssen." Hieraus ergiebt sich schon ihre Unzulänglichkeit. 
Und würde beispielsweise ein Staat Fremden sein Gebiet 
ganz verschliessen, so wäre nach Rosin eine Gebietshoheit 
nicht, oder doch nur als nudum jus vorhanden. Und doch 
ist auch ein solcher Staat zweifellos irgendwie rechtlich mit 
seinem Gebiet verbunden. Inama und Rosin fussen in ihren 
Anschauungen zum Teil auf Fricker. Dieser hat mit vielem 
Scharfsinn in seiner Schrift: „Vom Staatsgebiet" 20 ) eine 
eigenartige Auffassung von der Gebietshoheit zu begründen 
versucht. Er erklärt „alle Vorstellungen von einer Rolle des 
Staatsgebiets als sachlichem Objekt des Staates" für „falsch 
oder schief 4 (Seite 18). „Das Gebiet ist keine Sache, son- 
dern lediglich eine Bezeichnung für ein Moment im Wesen 
des Staates, seine räumliche Undurchdringlichkeit" (S. 17). 
„Das Gebiet ist die räumliche Grenze des staatlichen 
Willens" (S. 16). Dass das Gebiet eine Sache ist, wenigstens 
physisch, ist aber zweifellos Es ist nicht nur „der Be- 
griff eines auf der Erdoberfläche abgesteckten Raumes", 
sondern der innerhalb dieser Grenzen befindliche Grund und 
Boden selbst. Es „trägt" den Staat. Weiter folgert Fricker 
dass, weil das Gebiet blos „ein Moment im Begriff des Staates 



w ) Rosin, a. a. 0., S. 47. — Vgl. auch Seydel, a. a. M S. 5, 8. — 
Brie, Theorie der Staaten-Verbindungen, S 10. 

a ) Fricker, Vom Staatsgebiet, Tübinger Universitäfs Schriften, 1867. 
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sei, der Staat kein Recht an seinem Gebiet haben könne. 
(S. 17 fg.; 23 fg.) Das hat Laband schon damit widerlegt, 
dass vielmehr eben dieses ausschliessliche Herrschaftsrecht 
am Gebiet für den Staatsbegriff wesentlich sei. Weiter ver- 
teidigt Fricker seine Ansicht damit, dass der Staat nur einen 
kleinen Teil der Bodenftäche zu seiner Benutzung ergreife, 
die Hauptmasse aber dem Eigentum der Einzelnen überlasse. 
(S. 15 fg.) „Aber gerade diese Verschiedenheit der öffent- 
lichen von der privatrechtlichen Herrschaft lässt zu, dass 
beide Herrschaften zu gleicher Zeit an demselben Objekt 
bestehen. Dagegen giebt es an demselben Grund und Boden 
gleichzeitig weder zwei Eigentumsrechte, noch zwei Staats- 
herrschaften. Und soweit ein Staat Eigentum im privat- 
rechtlichen Sinne hat, ist er nicht Persönlichkeit des öffent- 
lichen Rechtes, sondern Fiskus" 21 ). Als weiteres Argument 
dient Fricker seine spezitische Auffassung vom Wesen des 
Rechts überhaupt. Er sieht nämlich in demselben immer 
nur eine Beziehung von Person zu Person, nie eine solche 
von Person zu Sache. Wie Rosin kennt er darum nur eine 
völkerrechtliche Seite der Gebietshoheit. Es würde also nach 
ihm ein Staat beispielsweise nur deswegen befugt sein, 
Chausseen anzulegen oder Eisenbahnen in seinem Gebiet zu 
bauen, weil er dabei eine Herrschaftshandlung über Personen 
innerhalb des räumlichen Umfanges seines Gebiets ausübt, 
d. h. weil er für den Bau innerhalb des Staatsgebietes wohn- 
hafte Personen verwenden muss. Und das ist nicht zutreffend. 
Nur eine logische Folge dieser Auffassung des Staatsgebiets * 



2l ) Laband, a. a. 0., S. 183. 
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Kapitel 2. 

Bedeutung der Gebietshoheit. 



§ 1. 
Die staatsrechtliche Bedeutung der Gebietshoheit. 

Das, wie wi) gesehen haben, rein öffentliche Recht der 
Staatsgewalt am Gebiet äussert sich nun in einer doppelten 
Richtung, positiv und negativ. 

Positiv bedeutet die Gebietshoheit die vollkommene 
staatliche Herrschaft über das Staatsgebiet mit allem, was 
sich darauf befindet: Quidquid est in territorio, etiam est de 
territorio — Territorial-Prinzip! Das Gebiet gilt hier als ein 
ideelles Ganze. Das Gebiet braucht jedoch räumlich durch- 
aus nicht zusammenhängend zu sein. Die Gebietshoheit 
erstreckt sich prinzipiell, wie über das eigentliche Vaterland, 
so auch auf die entlegensten Kolonieen eines Volkes, sofern 
diese natürlich der vollen Souveränetät des betreffenden 
Staates unterstehen. Diese Herrschaft ergreift „Land und 
Leute*, allerdings nur als eine rein staatliche. Es ist darum 
unrichtig, ein natürliches Eigentum des Staates an herren- 
losen Sachen, bona adespota, innerhalb seines Gebiets, zu 
konstruieren. Hugo Grotius ist der Autor dieser Lehre. 1 ) 
Man sucht dabei an das frühere Gesamteigentum des 
Staates anzuknüpfen 2 ) und legt den Adespoten den Charakter 



*) Hugo Grotius, de J. B. ac P., lib. II, cap. II, § 4. 
2 ) Fischer, Lehrbegriff sämtlicher Kameral- und Polizeirechte, U, 
S. 382. 
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des Staatseigentums bei, warf ihre Okkupation ohne staat- 
liche Genehmigung verbiete, 3 ) Hugo Grotius speziell präsu- 
miert dabei ein dominium populi generale. Ihn widerfegte 
jedoch schon Samuel v. Coeceji. 4 ) Er bemerkt treffend, dass 
etwaige Modifikationen oder Verbote in der Okkupation 
herrenloser Sachen seitens des Staates einzig die Folge von 
kraft seines Imperium erlassenen „gesetzlichen Bestimmungen*, 
nicht eines dominium desselben seien. Das ist auch der 
Sfundpujikt der heutigen Wissenschaft. In der Gesetzgebung 
allerdings herrscht noch vielfach die feudale-petrinioniaie 
Idee, indem man dem Staate entweder ein wirkliches Eigen- 
tum an herrenlosen Sachen vindiziert — am grossartigsten 
wird dies Prinzip in den Vereinigten Staaten und den Kolo- 
njeeti Englands durchgeführt — , oder doch wenigstens ein 
Vorzugsrecht zur Okkupation, wie das Preussische Allge- 
meine Landrecht. ) Am nächsten kommt der modernen 
Auffassung das österreichische Gesetzbuch. 6 ) Die „gesetz- 
lichen Bestimmungen", von denen wir eben sprechen, lassen 
sich von dein Kriteriuni aus rechtfertigen, dass, wo keiner 
eine ausgesprochene rechtliche Befugnis hat, der Staat nach 
freiem Ermessen verfügen beziehungsweise anderen Eigen- 
tum verleihen oder Besitznahme gestatten darf. Man denke 
an das Weichbildrecht der Städte, das Jagdprivilegium der 
Jagdherren, das Recht der pia corpora auf die erblose Ver- 



8 ) Klüber, Europäisches Völkerrecht. 2. Aufl., S. 558. — v. Martens- 
Borghohm, Völkerrecht, S. 344. 

4 ) S. v. Cocccji, in den Zusätzen seines Vaters Heinrich zu der 
zitierten Stelle. (Anm. 1.) 

ö) 1\ A. L., II, 16, § 1 fg. 

«) Österr. B. G. B., § 381 fg. 
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lassenschall ihrer Insassen. Damit wird aber den Objekten 
eines solchen Vorzugsrechtes durchaus kein besonderer 
Charakter, etwa des Staatseigentums, beigelegt. Dann würde 
sich ja mit jeder Abänderung einer solchen Bestimmung 
auch die rechtliche Natur der Sache ändern. Manche gehen 
freilich soweit, ein dominium transiens des Staates an frei 
umher schweifenden Tieren anzunehmen. 7 ) Das ist selbst- 
verständlich illusorisch. Alle diese Gegenstände sind natür- 
lich an sich ebenso herrenlos, wie andere, okkupierbar, wie 
andere. Nur die Zahl der Okkupanten ist durch staatliche 
Anordnung beschränkt. 8 ) Innerhalb des geschlossenen Terri- 
toriums übt nun der Staat vor Allem und allein die Funk- 
tionen der Gesetzgebung (legislatioj, der Regierung (imperium) 
und der Rechtspflege (jurisdictio) aus. Ein Hinübergreifen 
eines fremden Staates in dasselbe wäre eine Verletzung der 
Gebietshoheit. Das Gebiet ist überhaupt ausschliesslich, un- 
verletzlich, unteilbar. 9 ) Auf das Moment der Ausschliesslich- 
keit kommen wir noch bei der Frage nach der völkerrecht- 
lichen Bedeutung der Gebietshoheit. Aus der Unverletzlich- 
keit emaniert der Anspruch auf Integrität des Gebiets. Eignet 
sich ein fremder Staat gleichwohl widerrechtlich ein Stück 
desselben an, so kann es selbst vom dritten Besitzer vindi- 
ziert werden. Der gutgläubige Besitzer kann aber Ersatz für 
nützliche Verwendungen und die vor der Revindikation be- 
zogenen Früchte beanspruchen, 10 ) Im Ryswicker Frieden 1697 



7 ) Heffter-Geffken, a. a. 0., S. 126. — Hartmann, Völkern, S. 165. 

8 ) Bansi, Gebietshoheit, S. 59 fg. 

9 ) Hartmann, Institutionen des praktischen Völkerrechts in 
Friedenszeiten, S. 168. 

10 ) Vgl H. Grotius, a. a. 0., U, 10, 1, 2, 4, 5. — Heffter-Geffken, 
a. a. 0., § 72. — Phillimore, I, .S. 338, 
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(enjdhxh-frwwjrAäches Instrument, Art 13» wurde so das 
Fürstentum Orange an Wilhelm HL von Oranien-Xassau mit 
allen Nutzungen restituiert 11 1. Es darf des Weiteren kein 
Staat »eine Hoheit widerrechtlich in ein anderes Staatsgebiet 
ausdehnen, z. B. dort Jurisdiktionsakte ausüben. Das wäre 
eine violatio territorii. Zur Vorbeugung derselben schliessen 
die Staaten gegeaseitige Verträge, z. B. wegen Auslieferung 
von Verbrechern, Bestrafung von Forstfreveln u. s. w. Das 
Moment der Unteilbarkeit Ist zumeist staatsrechtlicher Natur, 
indem es in den verfassungsmässigen Willen eines jeden 
Staates gestellt ist, ob und inwieweit er eine Gebietsteilung 
zulassen will Alle neueren Verfassungen stellen aber das 
Prinzip der Unteilbarkeit des Staatsgebietes auf. 12 ) Als Aus- 
nahmen figurieren nur Gebiets-Cessionen infolge von Friedens- 
schlüssen und Grenzregulierungen. Ein Beispiel für letztere 
ist die Vereinbarung zwischen dem deutschen Reiche und 
der Schweiz wegen Regulierung der Grenze bei Konstanz, 
vorn 24. Juni 1 879 („Von dem Wunsche geleitet, der zwischen 
Baden und der Schweiz geschlossenen Übereinkunft wegen 
Regulierung der Grenze bei Konstanz vom 28. April 1878 
rechtliche Wirksamkeit für das deutsche Reich zu ver- 
leihen . . . u ), R. G. Bl. 1879, Nr. 35. 13 ) Ganz ausnahms- 
weise kann aber auch ein Staat einen Teil seines Gebiets 
uns politischen Zweckmässigkeitsgründen in öffentlich-recht- 
licher Form an einen andern Staat abtreten. Wir erinnern 
«in die Abtretung der Jonischen Inseln seitens England 1863 
an Griechenland, die des österreichischen Anteils an dem 



») Vgl. Günther, Verfassungsrecht, II, p. 213. 

1S ) Vgl. z. B. die Verfassungen der deutschen Einzelstaaten. 

18 ) Vgl. Gareis, Völkerrecht, S. 67. 
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Herzogtum Lauenburg 1865 an Preussen gegen Geldent- 
schädigung, die der russischen Besitzungen in Nordamerika 
1867 an die Union. 14 ) Abtretung des ganzen Staatsgebiets 
aber bedeutet Vernichtung des bisherigen Staatswesens, seine 
Verschmelzung mit dem erwerbenden Staat, z. B. die rühm- 
liche Cession der hohenzollern'schen Fürstentümer Hechingen 
und Sigmaringen 5. Dezember 1849 an die Krone Preussen. 
Ein weiteres Beispiel bilden die freiwilligen Anschlüsse der 
Staaten Toskana, Modena und Parma 1870 an das König- 
reich Italien. 

Es ist unrichtig, wie es es vielfach auch noch heute 
geschieht, in der Gebietshoheit einen besonderen Bestandteil 
der Staatsgewalt zu erblicken und aus ihr bestimmte einzelne 
Rechte, welche den Grund und Boden zum Objekt haben, 
abzuleiten. Diese ältere Lehre, welche zum Teil noch ein 
Rest jener alten privatrechtlichen Ideen vom dominium terrae 
ist, auf welche man die Regalien-Theorie aufbaut, vertritt 
noch Zöpfl. 16 ) Dieser folgert aus der Gebietshoheit als einem 
besonderen Hoheitsrecht des Staates sieben Befugnisse der 
Staatsgewalt: 1. die Einwirkung jeder fremden Staatsgewalt 
auf das Staatsgebiet und die innerhalb der Staatsgrenzen 
befindlichen Unterthanen und deren Güter auszuschliessen; 
2. das Aufenthaltsrecht zu regeln; 3. Fremde auszuweisen; 
4. Fremde zu schützen und deren Auslieferung beziehungs- 
weise der eigenen Regierung zu verweigern; 5. Erwerb und 
Ausübung des Eigentums und aller anderen denkbaren 



14 ) Bluntschli, das Völkerrecht der zivilisierten Staaten, als Rechts- 
buch dargestellt, S. 172. 

iS ) Zöpfl, Grundsätze des gemeinen deutschen Staatsrechts, 
S. 530 fg, 5 A. 
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Rechte an beweglichen und unbeweglichen Sachen zu nor- 
mieren; und schliesslich als „ Ausflüsse": 6. den Grundsatz, 
dass die Rechtsverhältnisse der Immobilien stets nur nach 
den Gesetzen des Staates (statuta realia) beurteilt werden, 
in denen sie belegen sind (Gerichtsstand der Forensen; 16 ) 
7. den sogenannten Landsassiat, d. h. den Grundsatz, dass jeder 
Ausländer, der in einem Staate Grundeigentum besitzt, hin- 
sichtlich aller dasselbe berührenden Rechtsverhältnisse der 
Gerichtsbarkeit eben dieses Staates unterworfen ist. Es ist 
zweifellos, dass alle diese Befugnisse der Staatsgewalt wirklich 
zustehen. Aber die Zusammenfassung gerade dieser sieben 
Rechte aus der Fülle staatlicher Machtbefugnis zu einem 
Recht der Gebietshoheit wird mit gutem Grund bestritten. 
Auch die Aufzählung noch mehrerer solcher Einzelbefugnisse 
würde durch Addition noch nicht deren Inbegriff ergeben. 
Schon Klüber 17 ) sagt, dass das „Staatseigentumsrecht" (die 
Gebietshoheit) keine Quelle von Hoheitsrechten sei. Definitiv 
mit dieser Anschauung hat v. Gerber gebrochen, 18 ) indem er 
für den erschöpfenden und alleinigen Inhalt der Gebietshoheit 
„nur das allgemeine und formelle Moment der Örtlichkeit in 
der rechtlichen Bestimmung des Staates" erklärt. „Es würde 
unrichtig sein, den Begriff dieses Rechtes mit einem eigen- 
tümlichen materiellen Inhalt ausstatten und etwa durch 



16 ) Vgl. Sachsenspiegel, I, 30: „Jewelich incomen man entfeyd erne 
in den lande to sassen na des landes rechte, nicht na des mannes, he 
si beyer, swane e der uranke." — Code Napoleon, art. 3 a, linea 2: 
„Les immeubles, möme aux possedäs par des etrangers, sont regis par 
la loi franc,aise." 

17 ) Klüber, Öffentliches Recht des teutschen Bundes, S. 473. 

18 ) v. Gerber, Grundzüge, S. 66, 67. — Vgl. auch Herrn. Schulze, 
Lehrbuch des deutschen Staatsrechts, II, S. 20. — 
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einzelne Massregeln der Staatsgewalt bestimmen zu wollen, 
welche den Grund und Boden zum praktischen Objekt haben, 
wie die Anlegung von Strassen, die Verfügung über öffentliche 
Gewässer, die Aufstellung von Regalien, oder durch Mass- 
regeln, welche sich auf die Einteilung des Staates in Kreise 
und Provinzen, oder auf die Behandlung Fremder im Staats- 
gebiet beziehen. Denn alles dieses sind nicht spezifische 
Ausflüsse der Gebietshoheit, sondern Akte der Staatsgewalt 
überhaupt, für deren Charakteristik die zufällige Berührung 
mit Verhältnissen der Örtlichkeit nicht entscheidend ist". Das 
ist auch die herrschende Anschauung. Der Zöpfeischen An- 
sicht huldigen noch: v. Rönne 19 ) — dieser will auch noch das 
Passwesen, das Recht des Staates den Belagerungszustand 
zu verhängen, das Expropriationsrecht und das Recht des 
Staates auf herrenlose Sachen auf die Gebietshoheit zurück- 
führen — , Held 20 ) und zum Teil auch Pözl. 21 ) 

Nach der negativen Seite bedeutet die Gebietshoheit das 
Recht des Staates, jede andere Staatsgewalt von irgend- 
welcher Herrschaftsausübung innerhalb seines Gebietes aus- 
zuschliessen. — Über Staatsdienst barkeiten s. u.! — Man 
hat dies Recht auch „Recht gegen Fremde" genannt. Im 
ältesten römischen und auch im deutschen Recht war der 
Fremde völlig rechtlos. Erst das „Allgemeine Landrecht", 
Einl. § 41 bestimmte: „Fremde Unterthanen haben sich bei 
den betreffenden erlaubten Geschäften in hiesigen Landen 
aller Rechte der Einwohner zu erfreuen, solange sie sich 



19 ) v. Rönner, Staatsrecht der preussischen Monarchie, Bd. I, 
Abt. 1, § 34, S. 147 fg. 

20 ) Held, Verfassung des deutschen Reiches, § 107. 

21 ) Pözl, Lehrbuch des Bayrischen Verfassungsrechtes, S. 54 fg. 
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des Schutzes der Gesetze nicht unwürdig machen!" Heute 
ist kein Staat mehr berechtigt, Fremden sein Gebiet über- 
haupt zu verschliessen. Es wurde das in verschiedenen 
Zeitaltern von verschiedenen Staaten versucht. So im 
Altertum von Ägypten, in neuerer Zeit von Paraguay und 
Japan, in jüngster Zeit noch von China. Aber immer mehr 
bricht sich der Grundsatz der „völkerrechtlichen Verkehrs- 
und Reisefreiheit" Bahn 22 ). Aber jeder Staat ist befugt, 
einzelnen Fremden sowohl aus rechtlichen, wie aus politischen 
Gründen den Eintritt beziehungsweise Aufenthalt im Lande 
zu untersagen. Es ist ferner Sache der Landesgesetzgebung 
vorzuschreiben, ob und unter welchen Bedingungen Fremde 
Grundeigentum erwerben und Handel und Gewerbe im Staat 
betreiben dürfen. In Europa und Amerika sind allerdings 
die Fremden den Einheimischen in dieser Richtung jetzt 
meist gleichgestellt. Vielfach ist die . Gleichstellung wohl 
davon abhängig gemacht, dass die Gegenseitigkeit verbürgt 
ist, z, B. in §§ 102, 106, 161 C. P. 0.; §§ 102, 103 St. P.-O. 
Oder es kann ein Vergeltungsrecht, Retorsion, geübt werden, 
wenn diesseitige Unterthanen in einem ausländischen Staate 
schlechter gestellt sind als die dortigen Inländer, z. B. vgl. 
§ 4 K. 0.; §§ 43, 44, 45, Einl. 3 A. L. R. Immer aber 
haben die Fremden Anspruch auf den gesetzlichen Schutz 
ihrer Persönlichkeit, ihrer Familien- und Vermögensrechte. 
Dafür müssen sie aber die Rechtsordnung des Landes 
respektieren und sich ihr beugen. Selbstverständlich kann 
auch kein Fremder vor Geiicht ein Recht geltend machen, 
das der Gesetzgebung des betreffenden Staates fremd ist, 



M ) Bluntschli, Völkerrecht, S. 223. 
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oder seiner Verfassung widerstreitet 23 ;. Zu Steuern dürfen 
die sich nur vorübergehend im Lande aufhaltenden Fremden 
nicht herangezogen werden. Fremde aber, welche im Lande 
ansässig sind oder dort Grundbesitz haben, unterliegen in 
dubio wie die Einheimischen den Landessteuern und der 
Grundsteuer. Dagegen sind sie im Inlande von der Militär- 
pflicht befreit. Naturgemäss steht ihnen das Verlassen des 
Staatsgebietes jederzeit frei. Ihr Vermögen muss ihnen dabei 
unverkürzt bleiben, insbesondere von Abzugssteuern 24 ). Eine 
Ausnahme von diesem Fremdenrecht bilden nur die sogen. 
Exterritorialen, d. h. fremde regierende Herren oder über- 
haupt Personen, welche einen Staat in fremdem Lande 
repräsentieren (Botschafter, Gesandte, Minister-Residenten). 
Bei ihnen fingiert man, sie seien ausserhalb des fremden 
Landes, extra territorium, wie wenn sie ihre Heimat überallhin 
mitzunehmen vermöchten. Dies Recht erstreckt sich auch auf 
ihre Familie, Dienerschaft u. s. w. Konsuln erfreuen sich da- 
gegen regelmässig des Rechtes der Exterritorialität nicht 25 ). 



2a ) In Preussen ist z. B„ erst durch Ges. vom 5. 3. 1857, be- 
stimmt, dass Sklaven von dem Augenblick an frei sind, wo sie 
preussisches Gebiet betreten und das Eigentumsrecht der Herren gilt 
von diesem Augenblick an als erloschen, (womit die entgegenstehenden 
Bestimmungen des Pr. A. L. R. aufgehoben sind). — Vgl. weiter Zöpfl, 
Grunds, d. gem. d. Staatsr., S. 532. 

**) Vgl. dagegen das jus albinagii, droit d'aubaine, der mittelalter- 
lichen Landesherrn. Aus der Gebietshoheit erklären sich auch die 
gabella emigrationis u. hereditaria, das Grundruhrrecht, das Wildfangs- 
recht, der Territorial-Retrakt — wie solche Rechte noch bis in unser 
Jahrhundert hinein in einzelnen deutschen Particularstaaten ausgeübt 
wurden. 

25 ) Vgl. deutsches Gerichts- Verfassungs-Gesetz, § 21. — Civil- 
prozess-Ordnung, § 16. — Strafprozessordnung. § 11. 
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§ 2. 
Die völkerrechtliche Bedeutung der Gebietshoheit. 

Die Gebietshoheit ist zunächst ein staatsrechtlicher Be- 
griff. Insofern aber das Völkerrecht denselben in den wechsel- 
seitigen Beziehungen und Erscheinungen der verschiedenen 
Staaten anerkennt und schützt, erhält sie auch völkerrechtlich 
Bedeutung. „Völkerrecht ist der Inbegriff der Rechtsnormen, 
welche die Beziehungen der civilisierten Staaten und Völker 
unter einander regeln 1 )." Staaten sind also die Glieder der 
völkerrechtlichen Gemeinschaft; sie üben die völkerrecht- 
lichen Befugnisse aus. Vor allem stellt nun das Völkerrecht 
die Bedingungen auf, unter denen es einen Staat als völker- 
rechtliche Persönlichkeit überhaupt anerkennt. Der An- 
erkennung fordernde Staat muss auch wirklich Staat sein, 
also in erster Linie eine Staatsgewalt haben. Diese Staats- 
gewalt, ihrer Natur nach die höchste und oberste Willens- 
macht im Staate, ist die suprema potestas, die souveräne 
Gewalt. Es empfiehlt sich vielleicht, hierbei einen Blick auf 
die Geschichte des Souveränetäts-Begriffes zu werfen 2 ). 

Nachweislich wurzelt der Begriff der Souveränetät in 
dem der feudalen Gebietsherrschaft und der aus ihr emanie- 
renden Jurisdiktions-Gewalt. Das zeigt evident die folgende 



*) Hartmann, Institutionen des praktischen Völkerrechts in 
Friedenszeiten, S. 1. 

2 ) Vgl. v. Zachariä, deutsches Staats- und Bundesrecht, I, S. 51, 
Anm. 7. — Schulze,Einleitung in das deutsche Staatsrecht, § 52, S. 161 
— u. a. 
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Stelle des Boaumanoir: 3 ) „Porce que noz parlons en cest 
livre, en plusors liex, du souvrain, et de ce qu'il pot et doit 
fere li aucun pourroient entendre, porce que noz ne nommons ne 
duc ne conte, que ce fust du roi, mais en toz les liex que 
li rois n'est pas nommees, noz entendons de cix que tiennent 
en baronnie, car «jascuns barons est souvrains en sa baronnie, 
Vöirs est que li rois est souvrains par desor tous, et a, 
de son droit, le general garde de sou roiame^ par quoi il pot 
fere tex etablissemens comme il li plest por le eonunun 
porfit, et ce qu'il establist de doit estre tenu. Et se n'i a 
nul si grant desons li qui ne puist estre trais en se cort 
par defaute de droit on par faus jugement." Das Mittel- 
alter nun beherrschte die Idee von der Weltherrschaft des 
römisch -deutschen Kaisers, dem dominium mundf. Dem 
Träger der deutschen Kaiserkrone waren der Theorie nach 
alle Könige und Fürsten unterthan. Er war der Herr der 
Welt, der König der Könige. Von dieser Weltherrschaft aber 
sollten einige Herrscher aus besonderen Gründen eximiert 
sein. Diese „Exemten" nun, welche eine vom Kaiser unab- 
hängige Gewalt prätendierten, schrieben sich eine Supremitas 
in diesem Sinne zu. Zuerst .geschah das in Frankreich, wo 
das nationale und monarchische Gefühl gewaltig erstarkt 
war. An eine absolute Gewalt aber im Verhältnis zu den 
Unterthanen wurde dabei nicht entfernt gedacht. Dann ge- 
brauchte man den Ausdruck „Souveränetät" auch zur Be- 
zeichnung einer, wenn auch untergeordneten, unvollständigen 
öffentlichen Gewalt, um damit die in ihr selbst enthaltenen 
Rechte, im Gegensatz zu denen von einem höheren abzu- 



3 ) Beamauoir, Cout. de Beauvoisis, ed., Bengnot II., p. 22, 
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teilenden, anzudeuten. Doch war und blieb im deutschen 
Reich der Kaiser der einzige Souverän, und kein Rekksfurst 
ab solcher konnte sich souverän nennen. Das geschah aller- 
dings bisweilen und dienstfertige Hofjuristen suchten die 
Prätentionen ihrer Forsten auch rechtlich zu begründen. Be- 
kannt ist der Ausspruch Friedrich Wilhelms I. den Preussischen 

m 

Ständen gegenüber: „Ich stabiliere Meine Souverainete wie 
einen Rocher von Bronce". In Frankreich gab man zuerst 
dem Worte Souveränetat auch eine Beziehung auf die 
inneren Verhältnisse. Nun bezeichnete man die Herrscher- 
gewalt als eine souveräne, bei der eine Teilnahme des 
Volkes an den öffentlichen Geschäften ausgeschlossen sei, 
oder doch als nur unwesentlich in Betracht komme. 

In diesem Sinne erhob Ludwig XIV. die Souveränetät 
zum Wahlspruch seines Königtums. Solange die alte Reichs- 
Verfassung bestand, setzte man aber in Deutschland die 
Souveränetät nur der (rechtlichen) Abhängigkeit von Kaiser 
und Reich oder einer anderen Macht gegenüber 4 ). Souveräne 
im Staats- und völkerrechtlichen Sinne wurden die, nicht 
mediatisierten, deutschen Fürsten erst durch den Untergang 
des Reiches. Ihre Gewalt wurde in der Rheinbunds-Akte 
auch als Souveränetät bezeichnet 5 ). Mehrere Rheinbunds- 
Fürsten glaubten aber, damit auch eine ihren Ständen und 
Unterthanen gegenüber unbeschränkte Gewalt überkommen 



4 ) Vgl. J. J. Moser, von der Landeshoheit überhaupt, S. 19 fg. und 
die daselbst zitierten Schriftsteller. 

ö ) Vgl. Rheinbunds-Akte, Art. 7: „Les Princes devront necessairement 
tHre indäpendans de toute Puissance etrangere." — - Art. 8: „S'il 
arrivalt qu' un des dits Princes voultit aliener en tout ou en partie Sa 
souverainete • . ." 
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zu haben und hoben kurzer Hand die ständische Verfassung 
auf. Damit insinuierten sie dem Worte Souveränetät ein 
seinem wahren Begriff durchaus fremdes Moment. Gegen 
diese Auffassung richtete sich besonders die Erklärung des 
hannoverschen Kongress -Bevollmächtigten Grafen Münster 
vom 14. Oktober 1814: „In dem Begriff der Souveränetät 
liegt keine Idee der Despotie. Der König von Grossbritannien 
ist unleugbar ebenso souverän, als jeder andere Fürst in 
Europa, und die Freiheiten seines Volkes befestigen seinen 
Thron, anstatt ihn zu untergraben 6 )." Nach einer geläuterten 
wissenschaftlichen Auffassung unterscheidet man heute im 
Souveränetät s- Begriffe zwei Momente: a) die Eigenschaft 
jeder Staatsgewalt als einer obersten und äusserlich unab- 
hängigen, und b) die mit dieser Eigenschaft ausgestattete 
vollkommene Staatsgewalt selbst. Souveränetät ist also gleich 
Staatsgewalt und involviert als solche die Gebietshoheit. Ein 
Staat, der die Souveränetät über ein Land erwirbt, hat 
damit zugleich auch Gebietshoheit an demselben. Umgekehrt 
versteht man unter Erwerb der Gebietshoheit nur den Er- 
werb der Souveränetät. Die Souveränetät in der Be- 
herrschung eines bestimmten Territoriums nennt man auch 
Territorial-Souveränetät 7 ). Die Souveränetät als Staatsgewalt 

6 ) Vgl. Klübers Akten des Wiener Kongresses, Bd. I, Hft. 1, S. 63 fg. 

7 ) Vgl. Ortolau, Des moyens d'acquerir le domaine international, 
p. 23: „Ou voit que ecs mots, domaine international, proprietö d'Etat 
ä Etat, souverainete territorial exterteure, et m&me independance 
des nations, quand on envisage cette independance par rapport au 
territoire, concourent pour exprimer une meme idee complexe . . . 
Dans les idees de domaine international, de propriet£ d'Etat ä Etat, ce 
n'est donc pas la souverainete exterieure, l'indäpendance des nations dans 
toute Teur sphere que Ton comprend, mais seulement cette souverainete, 
cette independance cousid6r6es en tout ce qui concerne le territoire, 41 
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ist ihrem Wesen nach stets eine einheitliche, untheijbare Ge- 
walt. „Sie teilen, heisst sie vernichten." 8 ) 

Das. Völkerrecht ergreift nun aber die Gebietshoheit, vor 
ihr die Staatsgewalt, nur insoweit, als dieselben mit der 
Staatsgewalt und der Gebietshoheit . anderer Staaten in 
Kontakt treten. Es gewährleistet dabei diese principiell in 
ihrem vollen Umfange. Die einzelnen Staaten können jedoch, 
im Interesse eines erspriesslichen Zusammenlebens, die Aus- 
übung ihrer Staatsgewalt in einzelnen Funktionen einschränken 
oder suspendieren. Und das wird der Fall sein, je viel- 
seitiger und verschiedenartiger die Verkehrsbeziehungen 
zwischen den einzelnen Staaten werden, je gewaltiger das 
internationale Leben pulsiert. Das Territorial-Princip wird 
durchbrochen! Die staatliche Gebietshoheit erleidet ein- 
schneidende Modifikationen nach der positiven und negativen 
Richtung. Hier baut das sogenannte internationale Privat- und 
Strafrecht auf, und das ständig an Bedeutung zunehmende 
sogenannte internationale Verwaltungsrecht. 

Die positive Seite der staatlichen Gebietshoheit besteht, 
wie erörtert, darin, dass alles, was sich innerhalb der Ge- 
biets-Grenzen und damit innerhalb der staatlichen Interessen- 
Sphäre befindet, regelmässig der Staatsherrschaft unterworfen 
ist. Die Beschaffenheit des Gebiets, ob Land oder Wasser, 
Thal oder Höhn, Wald oder Wüste, ist dabei indifferent. 
Es ist hier vielleicht der Ort, auch die Rechtsverhältnisse 
betreffend die Gegenstände unter der staatlichen Gebietsfläche 
kurz zu beleuchten. In erster Reihe kommen hier die Berg- 
werke in Betracht. Es gilt der Satz: soweit auf der Ober- 



8 ) Calhoun. Works I, p. 146: „Sovereignty is an entire thing, to 
divide, is — to destroy it." 
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fläche die Hoheit eines Staates reicht, soweit erstreckt sie 
sich auch in das Erdinnere. Die senkrechte, von der Grenz- 
linie auf der Oberfläche ins Innere ideell zu konstruierende 
Ebene, welche die Gebiete im Innern scheidet, bildet auch 
die Grenze des Bergwerksgebiets. Praktisch wird das bei 
der Frage nach dem Recht zur Ausbeutung der dort be- 
findlichen Kohlen-, Erz-, Thonlager u. s. w. Des Weiteren 
kann die Gebietshoheit auch bei unterirdischen Telegraphen- 
leitungen- völkerrechtlich von Bedeutung werden 9 ). 

Die negative Richtung der Gebietshoheit zeigt sich in 
dem Recht der Ausschliessung jeder fremden Staatsgewalt 
vom Staatsgebiet. Ein Recht eines fremden Staates am 
Staatsgebiet wird überhaupt grundsätzlich nicht anerkannt. 
Auch die sogenannte dette hypotheque, d. h. die Hingabe eines 
Gebietsteils zur Sicherung für eine Schuld, bildet nicht, wie 
man leicht annehmen könnte, Begründung eines Pfandrechts, 
sondern nur eine rein thatsächliche Sicherheit. So als Deutsch- 
land 1871 wichtige Teile von Frankreich bis zur Bezahlung 
der Kriegsschuld occupiert hielt, ebenso die Türkei Tessalien 
und Epirus mangels Tilgung der ihr im griechisch-türkischen 
Kriege 1896 entstandenen Kriegsunkosten. Auch die Über- 
lassung von Wismar, das bekanntlich nominell noch zu 
Schweden gehört, 1803 an Mecklenburg war ein normaler 
staatsrechtlicher Vorgang. Das Annormale ist nur, dass 
dieser nur für kurze Zeit gedachte status konstant ge- 
worden ist. 

„Wird aber die Gebietshoheit eines Staates zugunsten 
eines andern Staates dauernd, jedoch nur so beschränkt, 



9 ) Siehe Hartmami, a. a. 0., S. 165 fg. 
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Staat zugestanden wurde; das Verbot der Errichtung von 
Zöllen im Interesse des freien Grenzverkehrs der Nachbaren 
Derartige Servituten können unter Umstanden auch gegenseitig 
sein, z. B. die Verpflichtung, an beiden Seiten der Grenze 
einen Strich Landes von Holzung, von Gebäuden, oder auch 
den Grenzverkehr von einzelnen Abgaben frei zu lassen 11 ). 
Beispiele von positiven, affirmativen Servituten sind: Das 
Recht eines fremden Staates, die inländischen Strassen zu 
Truppen Durchmärschen zu benutzen, sogenannte Etappen- 
strassen 12 ); das Recht eines fremden Staates, inländische 
Gebietsteile mit seinen Truppen zu besetzen 13 ); das Recht 
eines Staates, auf fremdem Gebiet Zollstationen zu errichten 
und zu unterhalten; das Recht, Staatseisenbahnen, Staats- 
telegraphenlinien im Gebiete eines andern Staates anzulegen 
und für den Betrieb derselben zu sorgen 14 ). Alle diese 
Servituten müssen aber immer civiliter ausgeübt werden 
Sie bilden ein Realrecht und — res transit cum onere suo. 
Die Staatsdienstbarkeiten erlöschen: durch Aufhebung des 



11 ) Vgl. z. B. Art. 12 der Zusatz- Konvention vom 11. 12. 1871 zum 
deutsch-französischen Friedensvertrage vom 10. 5. 1871. 

12 ) Vgl. z. B. Art 31 der Wiener Kongress-Akte: Hannover, 
Preussen. — Frankfurter Territorial-Rezess vom 20. 7. 1819. Art. 0: 
Bayern und Baden von Würzburg nach der Rheinpfalz. 

13 ) So erhielt z. B. die Vereinigte Republik der Niederlande durch 
den Vertrag vom 15. 11. 1715 (Barriere-Traktat) von Österreich das 
ausschliessliche Besatzungrecht in Namur, Dornik, Menin, Warneton. 
Ypern, Fort Knoke, und gemeinschaftlich mit Österreich in Ruremonde. 

14 ) Z. B. die Deutschland jüngst von China erteilte Konzession, im 
Hinterlande von Kiaotschou durch die Provinz Shantung Eisenbahnen 
zu legen. 
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diesbezüglichen Vertrages; durch Verzicht; durch Dereliktion; 
durch Konsolidation 15 ). 

Das Völkerrecht beschränkt aber auch räumlich die staat- 
liche Gebietshoheit. Es wird das natürlich ausschliesslich nur 
an Grenzen der Fall sein. Die Grenzlinie zu ordnen und 
klarzustellen, sind die Nachbarstaaten geweinsam verpflichtet. 
Ein Analogon bietet das privatrechtliche Judicium finium 
regundorum. Die Grenzzeichen selbst bilden Steine, Pfähle 
Gräben, Waldlisieren, Dämme, befestigte schwimmende 
Tonnen u. dergl. Im einzelnen ist Folgendes zu bemerken: 
Bildet ein Gebirgszug die Grenze zwischen zwei Ländern, 
so bezeichnet in dubio der oberste Bergrat und die Wasser- 
scheide die Grenze, bei Flüssen präsumtiv die 
Mitte 16 ). Diese wird bestimmt durch Halbierung der auf 
den Höhen an beiden Ufem rechtwinklig an geeigneten 
Punkten errichteten Senkrechten. Diese in der Mitte des 
Flusses fortlaufende Grenze, die Mittellinie des Flusses, ist 
aber nicht feststehend. Sie verändert sich mit jeder Ver- 
änderung des Flusslaufs. Verlässt jedoch der Fluss sein 
Bett ganz und schlägt eine neue Richtung ein, dann bleibt 
die Mitte des alten Flussbetts die Grenze 17 )." Neuere 
Staats vertrage nehmen bei schiffbaren Flüssen zur Grenze 
aber auch den Thalweg an. Das ist der während des ge- 
wöhnlichen niedrigsten Wasserstandes für die Schifffahrt ab- 



15 ) Vgl. Bluntschli, Völkerrecht, § 353 fg. — Hartmann, Völker- 
recht, § 62 fg. 

16 ) H. Grotius, De J. B. ac P., II, 3, 16, 2: scilicet eo animo po- 
pulus uterque imperium occupasse primitus creditur, ut flumen sua 
medietete eos dirimeret, tanquam naturalis terminus." 

" l7 ) H. Grotius, a. a. 0., II, 3, 16 u. 17. 
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wärts, die Thalschifffahrt, geeignetste Weg. 18 ) Sofern nicht 
die Nationalität eines Schiffes entscheidend ist,. steht beiden 
Uferstaateii eine konkurrierende Gebietshoheit (Polizeigewalt 
und Gerichtsbarkeit) über die auf der Grenzlinie hinfahrenden 
Schiffe zu 19 ). Es kann nun aber auch ein Fluss zwei 
Staaten gemeinschaftlich (pro indivisio) gehören. Sofern gilt 
nach der heute acceptierten Theorie Wilhelms y. Humboldt 
das „Princip der Freiheit der gemeinschaftlichen Ströme" 20 ). 
Die Grenze zwischen den entgegengesetzten Uferstaaten 
bildet regelmässig auch die Mitte eines Landsees, wie auf 
diese überhaupt das Flussrceht analog ausgedehnt wird. 
Was das Meer anbetrifft, so gilt heute unbestritten der 
Grundsatz der Freiheit des Meeres. Früher, wo sich das 
allgemeine Interesse fast ausschliesslich auf das Land kon- 
zentrierte, halte das Meer speziell für Deutschland, keine 
grosse Bedeutung. Allerdings galt der römisch-deutsche 
Kaiser infolge seiner Universalherrschaft lange Zeit auch als 
der Herr des Meeres. In späterer Zeit dann präsumierten 
z. B. Venedig für sich die Herrschaft über das Adriatische, 
Genua über das Ligurische, Dänemark über das Baltische 
Meer und die Nordsee. Faktisch bedeutsam aber wurden 
die Prätensionen Grossbritanniens am sogenannten Mare 



18 ) Z. B. die Wiener Kongressakte, Art. 4 in Bezug auf die 
Weichsel, und der Staatsvertrag zwischen Baden und Frankreich vom 
30. 1. 1827 in Bezug auf den Rhein. 

19 ) Näheres: Hartmann, a. a. 0., S. 157 fg. 

*>) Vgl. z. B. die ElbschiffTahrtsakte vom 23. 6. 1821. — Den Ver- 
trag zwischen Spanien und Portugal vom 13. 8. 1835 betr. die Schiff- 
fahrt auf dem Duoro. — Die Art. XXVI. u. XXVIII. des Washingtoner 
Vertrages vom 8. 5. 1871 betr. den St. Lawrence- u. Michigan-See* 
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Anglicanum circumquaque einerseits, Spaniens und Portugals 
an den von ihnen entdeckten Meeren anderseits. Denn 
diese Staaten massten sich auf Grund ihres angeblichen 
Eigentumsrechts die Befugnis an, alle andern Nationen von 
Handel und Schifffahrt auf diesen Meeren auszuschliessen. 
Heutzutage könnte eine Hegemonie über das Meer selbst- 
verständlich nur eine doktrinelle sein. Denn es würde ganz 
ungeheurer Machtmittel bedürfen, über die kein Staat ver- 
fügte, um solche Prätensionen zu realisieren. Eine Aus- 
nahme von dem Prinzip der Freiheit des Meeres macht 
jedoch das Küstenmeer (mer territoriale). Darunter versteht 
man den Teil des Meeres, welcher die Küsten eines Staates 
bespült, soweit er vom Lande aus beherrscht werden kann. 
Es wäre politisch unklug, das Meer unmittelbar an der Küste 
schon jedermann freizugeben. Man denke nur an Seeräuberei, 
Schleichhandel, plötzliche kriegerische Überfälle u. dgl. m. 21 ) 
Die Grösse der in Betracht kommenden Entfernung war 
aber naturgemäss nie die gleiche, Anfangs mochte wohl 
der Hammerwurf, dann der Pfeilschuss diese Grenze be- 
zeichnen. Dann kamen die Feuerwaffen in ihren ver- 
schiedenen Abstufungen, bis man heute allgemein diese 
Herrschaft auf Kanonenschussweite normiert 22 ). Eine 
genauere Grenze kann natürlich vertragsmässig oder staats- 
rechtlich bestimmt werden, z. B. die einer grossen Seemeile 
oder drei englischen Meilen von der Küste, zur Zeit der 



21 ) Vgl. v. Martens-Bergbohm, a. a. O., S. 378. — Pereis, das 
internationale öffentliche Seerecht der Gegenwart, S. 22. 

22 ) Van Bynkershoek, De Dominio Maris, capt. II: „Potestas terrae 
finitur, ubi finitur avmorum vis." ' 
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Ebbe 23 ). Diese Hoheit über das Küstenmeer ist von der 
grössten Bedeutung. Aus ihr folgt z. B.: das Recht zur 
ausschliesslichen Benutzung der Produkte desselben an 
Fischen, Muscheln (Austernbänken, Perlen) u. dgl. ; das Recht 
zum alleinigen Betrieb der Küstenschiffahrt (cabotage) 24 ) ; 
das Recht zur Ergreifung von polizeilichen Massregeln, so 
der Errichtung von Quarantäneanstalten, Lootsenstationen, der 
Erhebung von Abgaben u. a.; das Recht, über die Zulassung 
fremder Kriegsschiffe beziehungsweise deren Zahl zu ent- 
scheiden; das Recht zur Erlassimg von Strandungsordnungen; 
das Recht zum Küstenschutz; das Recht, Friedensstörungen in 
diesen Gewässern zu verhindern und faktisch zu intervenieren; 
das Recht zur Festsetzung des Seezeremoniells (salut de mer) 25 ). 
Aus der Souveränetät über das Küstenmeer folgt mit Not- 
wendigkeit auch die über seine Meerbusen, Buchten, Baien, 
Rheden und Häfen. Diese können, wie das Küstenmeer, 
durch Verteidigungsmassregeln vom Küstenstaate geschützt, 
eventuell auch abgeschlossen werden u. s. f. 26 ). Die Häfen 
rechneten übrigens schon die alten Römer zum Lande 27 ). 
In England gelten die Meereseinschnitte zwischen zwei 
Vorgebirgen als Eigentumsgewässer , Kings Chambers, 
„Königskammern 44 . 28 ) Selbstverständlich ist die Souveränetät 



25 ) Z. B. in den Verträgen zwischen England und den Ver- 
einigten Staaten vom 28. 10. 1818 (Art. 9, 10). — Vgl. Oppenheim, 
Völkerrecht, III, § 6 — und Frankreich und England vom 2. 8. 1839. — 
Phillimore, I, S. 235 fg. — 

*) Siehe R. St. G. B., § 296 a. 

26 ) Näheres bei Hartmann, a. a. 0., S. 155 fg., 182 fg. — u. a. 

26 ) Vgl. Günther. Verfassungs-Recht, II, S. 48. — Vattel, I, 290. 

27 ) L. 15 D. de publican. 

28 ) Weaton, Eiern. I, 1, 4, 7. — Phillimore, I, 2, 3. 
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des Küstenstaates über die vom Meere aus landeinwärts 
gezogenen Kanäle 29 ). Von der Ausdehnung des Küsten- 
meeres hängt weiter die Ausübung der Souveränetätsrechte 
über die Meerengen ab 80 ). Kann eine solche ausschliesslich 
von den Kanonen eines Staates beherrscht werden, so gehört 
sie auch demselben. Sonst bildet in dubio die Mittellinie 
die Hoheitsgrenze. Die Rechte des beziehungsweise der 
Uferstaaten über die Meerengen sind im allgemeinen denen 
über das Küstenmeer analog, ausser wenn etwa grössere Zu- 
geständnisse durch die anderen Nationen gewährt sein sollten. 
So war es ehedem mit dem Sund- und Beltzoll an die 
Krone Dänemark der Fall 31 ). So hat man auch den am 
17. November 1869 eröffneten Suezkanal unter internationale 
Kontrolle gestellt. Eine internationale Konferenz regelt die für 
die Beschulung desselben zu entrichtenden Abgaben und 
wacht über die Ausführung ihrer Anordnungen 32 ). Ge- 
schlossene Meere, Binnenmeere, auch „Eigentumsmeere" 
genannt, werden nur insofern anerkannt, als sie mit dem 
offenen Meere in keiner der Schifffahrt zugänglichen Ver- 
bindung stehen. Sie sind als Landseeen zu betrachten und 
können daher wie diese zum Gebiet eines oder mehrerer 
Staaten gehören 33 ). Daraus darf nun aber nicht ein privat- 
rechtliches Eigentum des betreffenden Staates an diesen 



29 ) H. Grotius, a. a. 0., II, 3, 10 u. 1, 2. 

30 ) Phillimore, I, 200. 

31 ) Beseitigt durch Verträge mit sämtlichen europäischen Staaten 
und Amerika vom 14. 3. 1857. 

«) Vgl. auch Heffier, a. a. O., S. 144, 145. 

^J Ein altes Beispiel ist das Tote Meer zu Syrien, das Kaspische 
Meer zu Russland und Persien. 
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Gewässern gefolgert werden. Vielmehr ist die Gebietshoheit 
auch über diese Gewässer nur öffentlich-rechtlicher Natur. 
Das äussert sich darin, dass Interessen an dem auf diesem 
Gebiet befindlichen sachlichen oder persönlichen Beziehungen 
zu Rechtsgütern erhoben und als solche geschützt werden 
können. 

Alle diese Grenzen sind aber naturgemäss keine ewigen, 
für alle Zeiten feststehenden. Die Staaten selbst sind keine 
toten Körper. Sie sind lebendige Organismen, die entstehen, 
vergehen, wachsen, zerfallen. Da erhebt sich die Frage nach 
der „Liquidation des Erbes" solcher „Gebietskörperschaften". 
Entartete und nicht mehr lebensfähige Staaten werden heute 
teils im Wege diplomatischer Verhandlungen, teils durch An- 
wendung von Gewalt gezwungen, das Selbstbestimmungs- 
recht über angestammte und im Laufe der Jahrhunderte er- 
worbene Territorien an grössere und mächtigere Völker ab- 
zutreten. Sie werden, im System der Weltpolitik, aus 
Rechtssubjekten zu Rechtsobjekten. Es herrscht in der 
Weltgeschichte ein ewiger Wechsel von Staatengebilden und 
nationaler Grösse. Die Republiken des alten Griechenlands 
wurden hinweggefegt durch gallische Legionen. Das stolze 
Rom wieder wurde erdrückt unter den Tritten schwer- 
wuchtiger Germanen. Heut sehen wir jenseits der Pyrenäen 
ein Reich für immer aus der Stellung einer Grossmacht 
herausgedrängt, des einst seine rot-gelbe Flagge über den 
halben Erdball gereckt hatte. Es gilt eben auch hier das 
7rdvra (Ssi des Griechischen Philosophen. Aber während die 
Gebietsveränderungen aus früheren Zeiten, zumal die ge- 
waltigsten und impetuosesten, nichts anderes waren, als die 
Ergebnisse von kriegerischen Eroberungen, entschieden 



46 



durch die reine, ungezähmte Kraft, müssen die Veränderungen 
des Staatsgebietes heutzutage auf Rechtstiteln beruhen. 
Das tritt in den Friedensschlüssen klar zu Tage. Indem die 
kriegführenden Parteien Frieden schliessen, erkennen sie die 
dauernde Notwendigkeit der im Frieden bekräftigten Ord- 
nung an. 
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Lebenslauf. 



Ich bin geboren den 27. Februar 1874 zu Alt-Rüdnitz 
in der Neumark, besuchte von 1883 — 1890 das Progymnasium 
zu Goldberg, sodann die Ritter- Akademie zu Liegnitz, woselbst 
ich zum Ostertermin 1895 die Reifeprüfimg ablegte. Von 
Ostern 1895 bis Ostern 1898 absolvierte ich mein juristisches 
Triennium zu je drei Semestern auf den Universitäten Heidel- 
berg und Breslau. Am 20. Oktober 1898 bestand ich am 
Oberlandesgericht zu Breslau die erste juristische Prüfung 
für den höheren Staatsdienst. Am 28. d. M. wurde ich als 
Referendar bei dem Amtsgericht zu Haibau vereidigt. 

Während meiner Studienzeit hörte ich, neben philoso- 
phischen und kameralistischen Vorlesungen, folgende juristischen 
Kollegs beziehungsweise Seminare der Herren Professoren: 
Becker, Buhl, Heinze f (Mittermaier), Kariowa, 

G. Meyer, Schröder — Heidelberg; 
Bennecke f, Brie, Brück, Dahn, Elster, Fischer, 
Sombart — Breslau. 



Seiner Exzellenz Herrn Wirklichen Geheimen Rat Professor 
Dr. Kuno Fischer zu Heidelberg, meinem hochverehrten und 
gefeierten Lehrer, beehre ich mich auch an dieser Stelle meine 
Ehrerbietung und Erkenntlichkeit zu bezeigen. 






Prack von W. 6. Korn in Brevko. 
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